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Vereinfachte Visa-Erteilung für Erdbebenopfer 

 

 
 
Die Bundesregierung hat beschlossen, die Visumerteilung für Erdbebenopfer in der Türkei zu 
erleichtern und 90-Tage-Besucher*innen-Visa unkompliziert auszustellen. 
Bisherige Grundlage für die Ausstellung von Besucher*innen-Visa für Verwandte war die 
„Einladung“ durch die Verwandten in Deutschland bzw. Magdeburg und die Zusicherung der 
Absicherung von Aufenthaltskosten, Gesundheitskosten und entsprechende Kosten, die 
entstehen, wenn Menschen nicht wieder zum festgelegten Zeitraum ausreisen können 
(Bürgschaft). 
Abgesichert wurde dieses Einladungsverfahren mit Verpflichtungserklärung bisher durch die 
örtliche Ausländerbehörde. 
 
Angesichts der dramatischen Situation im betroffenen Gebiet und der gleichzeitigen 
personellen Ausnahmesituation stellen sich folgende Fragen: 
 

 Besteht die Bundesregierung im Rahmen der vereinfachten Vergabe von Visa auf 
dieses, von den örtlichen Ausländerbehörden abgesicherte Einladungsverfahren? 
 

 Wenn ja, ist die personelle Situation in der Ausländerbehörde so bzw. lässt sich diese 
kurzfristig so gestalten, dass den Familien der Erdbebenopfer die notwendige 
Unterstützung zeitnah zu teil werden kann? 
 

 Wenn nein, wie kann diese Unterstützung erreicht werden, um unkompliziert 
Erdbebenopfer mit Verwandten in Magdeburg zu unterstützen. Können andere Ämter 
oder freie Träger involviert werden? 

 

 Welche Möglichkeiten haben Menschen mit Verwandten in den Erdbebengebieten, 
wenn sie aufgrund Ihrer Einkommenssituation (Geringverdiener*in, 
Bürgergeldempfänger*in etc.) die Voraussetzung für dieses Bürgschaftsverfahren nicht 
erfüllen? Ist dann eine Einladung von Erdbebenopfern ausgeschlossen oder gibt es ein 
Kulanzverfahren o.ä.? 

 
Angesichts der aktuellen Notsituation wird um eine zeitnahe Beantwortung gebeten. 
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